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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
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betr. Anpassung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (AVAVG) an den technischen 
Fortschritt und an die wirtschaftliche Entwicklung 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Kempten) 


Der auf Initiative der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachte Antrag wurde am 9. März 1966 federfüh- 
rend an den Ausschuß für Arbeit und mitberatend 
an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat die Vorlage in sei- 
ner Sitzung vom 22. Juni 1966 behandelt; die Mit- 
beratung des Ausschusses für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen fand am 23. Juni 1966 statt. 

Mit dem Antrag wird von der Bundesregierung 
eine Novellierung des AVAVG gefordert. Sinn die- 
ser Gesetzesreform soll sein, angesichts des tech- 
nischen Fortschrittes und der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung — stichwortartig Umrissen durch Begriffe 
wie Automation, Rationalisierung, Aufkommen 
neuer Energieträger, Wirtschaftswachstum, Preis- 
und Lohnanstieg, Strukturveränderungen auf Grund 
des europäischen Zusammenschlusses, weltweite 
internationale Verflechtung usw. — die Arbeitsver- 
waltung nicht mehr überwiegend auf die Beseiti- 
gung einer bereits eingetretenen Arbeitslosigkeit 
sowie deren Folgen zu beschränken, sondern ihr den 
Auftrag und die rechtlichen Möglichkeiten dafür zu 
geben, daß sie eine vorausschauende Beschäfti- 


gungspolitik treiben kann, durch die bereits dem 
Eintritt von Arbeitslosigkeit in größerem Umfange 
vorgebeugt wird. 

Im Ausschuß bestand volle Einigkeit darüber, daß 
die Zeit für eine solche Reform reif sei. Zu Mei- 
nungsverschiedenheiten kam es jedoch in der Frage, 
ob der Ausschuß nach Feststellung dieser Überein- 
stimmung sofort die unveränderte Antragsannahme 
empfehlen oder ob er die Vorlage zum Anlaß neh- 
men solle, durch Anhörung von Sachverständigen 
und Aufstellung eines Forderungskataloges bereits 
die Vorarbeiten der Bundesregierung in Einzel- 
fragen zu beeinflussen. Die Mehrheit hielt es für 
zweckmäßig, die unumgängliche Sachverständigen- 
anhörung nur einmal, und zwar erst nach der Über- 
weisung der großen Novelle an den Ausschuß 
durchzuführen, weil man dann die durch die Anhö- 
rung gewonnenen Erkenntnisse sofort in Gesetzes- 
bestimmungen ummünzen könne. Die mit diesem 
Verfahren nicht einverstandene Minderheit enthielt 
sich bei der Abstimmung der Stimme. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat der Vorlage zugestimmt. 


Bonn, den 23. Juni 1966 


Schmidt (Kempten) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache V/222 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 23. Juni 1966 


Der Ausschuß für Arbeit 


Müller (Remscheid) 

Vorsitzender 


Schmidt (Kempten) 

Berichterstatter 
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